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Begründung.zur Aufhebung der Richtlinie Nr. 12

Mit dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhält­
nisse und der Durchsetzung des neuen ökonomischen 
Systems der Planung und Leitung der Volkswirtschaft 
sind Bedingungen herangereift, die eine noch wirksa­
mere und umfassendere Verhütung und Bekämpfung 
der Kriminalität ermöglichen.
Die immer stärkere Einbeziehung der Werktätigen in 
die Leitung des sozialistischen Staates, die wachsende 
politisch-moralische Einheit und das zunehmende Ver­
antwortungsbewußtsein der Werktätigen bei der kol­
lektiven Selbsterziehung sind die Grundlage dafür, in 
immer stärkerem Maße Verletzungen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit, durch die kollektive Erziehung der 
Werktätigen zu überwinden. In solchen Erscheinungen 
wie der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit, der Ent­
wicklung des sozialistischen Wettbewerbs und der Mas­
seninitiative, dem wachsenden Verständnis und Ver­
antwortungsbewußtsein des einzelnen für die Erforder­
nisse der sozialistischen Gesellschaft kommt das Neue 
zum Ausdruck.
Diese Entwicklung fand im Rechtspflegeerlaß des 
Staatsrates vom 4. April 1963 ihren Niederschlag.
Die Richtlinie Nr. 12, die zum Zeitpunkt ihres Erlasses 
dem damaligen Stand der gesellschaftlichen Entwick­
lung und unseren eigenen Erkenntnissen entsprach, 
wurde nach dem Inkrafttreten des Rechtspflegeerlasses 
teilweise zum Hemmnis bei der Durchsetzung einer den 
jetzigen gesellschaftlichen Verhältnissen und dem 
Stand des Bewußtseins .der Bürger entsprechenden 
Praxis der Gerichte.
Mit der Einführung und immer stärkeren Durchset­
zung des neuen ökonomischen Systems der Planung und 
Leitung der Volkswirtschaft wird ein wesentlicher ideo­
logischer Einfluß auf die Menschen genommen. Durch 
die wachsende Übereinstimmung der gesellschaftlichen 
Interessen mit den persönlichen Interessen der Bürger, 
verbunden durch das System materieller und morali­
scher Impulse, wachsen auch das Verantwortungsbe­
wußtsein und die Bereitschaft zu gegenseitiger Hilfe 
und Erziehung sowie die Unduldsamkeit gegenüber 
Mängeln, Unordnung und fehlender Disziplin.
Das gestattet uns, neue Möglichkeiten der Erziehung 
der Menschen zu schaffen und anzuwenden. Der Straf-

Bereits im IV. Quartal 1963 wurde im Präsidium des 
Obersten Gerichts ei'örtert, ob die Richtlinie Nr. 13 an­
gesichts der herangereiften gesellschaftlichen Entwick­
lung noch den Anforderungen genügt, d. h. richtig auf 
die Durchführung des Rechtspflegeerlasses orientiert. 
Nach Untersuchungen kam das Präsidium zu der Auf­
fassung, daß eine unveränderte Beibehaltung oder eine 
Abänderung der Richtlinie nicht in Betracht kommt, 
sondern ihre ersatzlose Aufhebung erforderlich ist.
Das Präsidium ist bei seinem Vorschlag an das Plenum 
des Obersten Gerichts nicht an solchen Hinweisen vor­
beigegangen, daß die Aufhebung einer Richtlinie bei 
den Richtern, die mit ihr bisher zu arbeiten hatten, 
Fragen auslöst, die bis zu Mißverständnissen und feh­
lerhaften Schlüssen führen können. Es berücksichtigte 
auch, daß gerade die Richtlinie Nr. 13 — obwohl aus­
drücklich an die Gerichte gerichtet und nur für sie ver­
bindlich — nicht ohne Bedeutung für die Untersu­
chungsorgane und die Konfliktkommissionen ist und

zwang konzentriert sich auf Grund dieser objektiven 
Entwicklung immer mehr auf die schweren Straftaten, 
die der Verwirklichung der Politik von Partei und Re­
gierung auf ökonomischem und ideologischem Gebiet 
und der Herausbildung der sozialistischen Moral ernst­
haft entgegenstehen.
Die Richtlinie Nr. 12 entspricht nicht mehr dieser ge­
wachsenen Bereitschaft der Bürger zur kollektiven 
Selbsterziehung und berücksichtigt nicht die Stärke un­
serer sozialistischen Gesellschaft bei der Bekämpfung 
und schrittweisen Zurückdrängung der Kriminalität. 
So orientierte die Richtlinie noch in starkem Maße bei 
sog. Schwerpunkten oder Häufungen von bestimmten 
Straftaten auf die Anwendung kurzer Freiheitsstrafen 
bis zu sechs Monaten. Daraus entwickelte sich — wenn 
auch mit der Richtlinie nicht beabsichtigt — eine Recht­
sprechungspraxis, die die gewachsenen gesellschaft­
lichen Kräfte zur Umerziehung von Rechtsverletzern 
teilweise ausschloß, anstatt in verstärktem Maße von 
der Übergabe an Konfliktkommissionen oder von der 
Anwendung des § 1 StEG in Verbindung mit der Bestä­
tigung der Bürgschaft oder der Bindung an den Ar­
beitsplatz Gebrauch zu machen.
Was die in der Richtlinie Nr. 12 gegebenen Hinweise 
zur Anwendung der Geldstrafe und der öffentlichen 
Bekanntmachung von Urteilen betrifft, so haben diese 
ihre Bedeutung nicht verloren. Die in der Richtlinie 
Nr. 12 insoweit dargelegten Kriterien gilt es auch jetzt 
in der Praxis der Gerichte zu verwirklichen. Dabei muß 
die z. T. vorhandene Enge bei der Anwendung von 
Geldstrafen als ein in bestimmten Fällen ebenfalls ge­
eignetes Mittel, um den geringfügig straffällig gewor­
denen Bürger nachhaltig und spürbar zur Einhaltung 
der Gesetze zu bewegen, überwunden werden.
Die gegenwärtige Praxis der Gerichte erfordert jedoch 
hinsichtlich der Anwendung der Geldstrafe und der 
öffentlichen Bekanntmachung keine Anleitung in Form 
einer Richtlinie durch das Plenum des Obersten Ge­
richts. Die Bezirksgerichte sollten auch in Zukunft in 
ihrer Leitungstätigkeit gegenüber den Kreisgerichten 
der richtigen differenzierten Anwendung der Geld­
strafe und der öffentlichen Bekanntmachung die not­
wendige Beachtung schenken. Dies gilt in gleichem 
Maße für das Oberste Gericht.

der Richtlinie Nr. 13

daß dort ebenfalls mit der Aufhebung Fragen bzw. Feh­
ler auftreten können.
Vor die Frage gestellt, ob eine nicht mehr den gesell­
schaftlichen Bedingungen entsprechende Richtlinie bei­
behalten, geändert oder aufgehoben werden soll, konnte 
sich das Präsidium nur für letzteren Weg entscheiden. 
Zugleich wird damit ein Problem der Herausbildung 
einer wissenschaftlich begründeten Leitungstätigkeit 
aufgeworfen, nämlich.die Gewährleistung einer stabi­
len, einheitlichen, richtigen und den gesellschaftlichen 
Erfordernissen entsprechenden Rechtsanwendung durch 
die Entwicklung der ganzen Vielfalt der Leitungsme­
thoden, von denen der Erlaß von Richtlinien des Ple­
nums nur eine und sicher nicht die ausschlaggebende 
ist. Gerade-im Zusammenhang mit der Verbesserung 
der Leitungstätigkeit haben das Oberste Gericht und 
die Bezirksgerichte zu sichern, daß es zu keinen 
Schwankungen über die Anwendung der §§ 8 und 9 
StEG kommt, ebenso zu keinen Schwankungen auf dem
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